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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig, Gülse-
ren Demirel, Thomas Gehring, Eva Lettenbauer, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, 
Gisela Sengl, Dr. Markus Büchler, Patrick Friedl, Christian Hierneis, Paul Knob-
lach, Rosi Steinberger, Hans Urban, Christian Zwanziger und Fraktion (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN) 

Bürgerenergie stärken – EU-Richtlinie zügig umsetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine schnellstmögliche 
Umsetzung der EU-Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen (EE-Richtlinie) einzusetzen.  

Die Umsetzung in nationales Recht soll nach diesen Maßgaben erfolgen: 

1. Die Strommenge aus EEG-geförderten Erneuerbaren-Energien-Anlagen, die der 
Eigenversorgung dient, soll von allen Abgaben, Umlagen und Gebühren freigestellt 
werden. 

2. Die Strommenge aus nicht oder nicht mehr EEG-geförderten Erneuerbare-Ener-
gien-Anlagen, die der Eigenversorgung dient, soll unabhängig von der Vermarktung 
der Überschussmenge von allen Abgaben, Umlagen und Gebühren freigestellt wer-
den. 

3. Mieterstrom soll in diesem Sinne nicht anders behandelt werden als die individuelle 
Eigenversorgung. 

4. Die durch die EE-Richtlinien erlaubten Ausnahmen von dieser Befreiung sollen bis 
mindestens 2026 und so lange, wie der Anteil der erneuerbaren Erzeugungskapa-
zität zur Selbstversorgung nicht mehr als 8 Prozent der gesamten installierten 
Stromerzeugungskapazitäten beträgt, nicht angewendet werden. 

 

Begründung: 

Nach langen Verhandlungen hat das Europäische Parlament am 13.12.2018 die Neu-
fassung der Richtlinie zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quel-
len erlassen und damit ein eindeutiges Zeichen für eine dezentrale und bürgerfreundli-
che Energiewende gesetzt. 

Das Anliegen hinter dieser EE-Richtlinie ist die Schaffung eines Rechtsrahmens, der es 
Eigenversorgern ermöglicht, Elektrizität ohne unverhältnismäßig hohe Belastungen zu 
erzeugen, zu speichern, zu verbrauchen und zu verkaufen. Das Herzstück dabei ist die 
Vorgabe, den zur Eigenversorgung erzeugten erneuerbaren Strom von allen Abgaben, 
Umlagen und Gebühren zu befreien. 

Für Anlagen mit einer installierten Leistung unter 30 Kilowatt ist dies bis spätestens zum 
30.06.2021 zwingend in nationales Recht umzusetzen. Für größere Anlagen bzw. für 
EEG-geförderte Anlagen gestattet die EE-Richtlinie den Mitgliedstaaten zwar Ausnah-
men. Um die Energiewende voranzubringen und die Eigenversorgung tatsächlich zu 
stärken, soll von diesen Ausnahmeregelungen aber kein Gebrauch gemacht werden, 
solange es dadurch nicht zu unverhältnismäßigen finanziellen Belastungen des 
Stromsystems kommt. 


